Beschluss des Landesausschusses II / 2003 der KLJB Bayern in Niederalteich


Positionspapier der KLJB Bayern zum Referentenentwurf zur Novellierung des Erneuerbare Energien Gesetz (EEG)

Im Zuge einer in den letzten Monaten kritisch und teilweise polemisch geführten Diskussion um die Förderung von erneuerbaren Energien hat sich die Bundesregierung zu einer Novellierung des im April 2000 in Kraft getretenen Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) entschlossen. Seit August läuft eine Debatte über erste Referentenentwürfe zu dieser Novellierung. Vergangene Woche wurde zwischen den Bundesministerien für Wirtschaft und Umwelt ein neuer Kompromiss vereinbart. Die KLJB Bayern bezieht dazu folgende Stellung:

1. Die KLJB Bayern begrüßt die Verbesserung der Förderung von Fotovoltaik und die zusätzliche Vergütung von Strom aus Kleinanlagen im Bereich Biomasse, Wasserkraft und Geothermie. Bei der zusätzlichen Förderung von Großanlagen mit Wasserkraft muss gesichert sein, dass diese ökologisch sinnvoll sind und ohne Förderung wirtschaftlich nicht tragfähig wären.

2. Im Bereich Windkraft ist die KLJB Bayern der Auffassung, dass eine mäßige Verminderung des Basisvergütungssatzes gerechtfertigt ist, wenn damit ein Bau von Windkraftanlagen an sehr windschwachen Standorten vermieden werden kann
. Die Vermeidung von überhöhten Gewinnmargen an sehr guten Standorten ist nach Meinung der KLJB Bayern gerechtfertigt. Die KLJB Bayern kritisiert, dass der neueste Kompromiss noch weitergehende Einschnitte in der Förderung vorsieht als der Referentenentwurf vom August 2003. Hier besteht die Gefahr, dass ein wünschenswerter Ausbau dieser Energie zu stark beschnitten wird.

3. Die KLJB Bayern fordert, in Zukunft auch energieintensive Industriezweige mit der vollen Ökosteuer zu belasten, da nur so auch in diesen Bereichen eine effiziente Energienutzung erreicht werden kann. 

4. Die KLJB Bayern kritisiert scharf, dass Strom aus Steinkohle allein durch den sog. Kohlepfennig (entspricht rund 7% der Stromrechnung) mit 3,2 Mrd. Euro im Jahr 2002 und Atomstrom durch die langjährige Gewährung von steuerlichen Begünstigungen in weit höherem Maße gefördert wurden und werden als erneuerbare Energien über das EEG, welche in 2002 mit nur 1,4 Mrd. Euro pro Jahr bezuschusst wurden (entspricht 2,7% der Stromrechnung). Dabei haben erneuerbare Energien derzeit einen Anteil von rund 7,5% und Steinkohle von 25% an der Stromerzeugung. Berücksichtigt man dann noch, dass mit dem EEG eine zukunftsfähige und nachhaltige Energieerzeugung und bei der Steinkohleförderung die „Energie von gestern“ gefördert wird, so kann das Argument einer einseitigen Förderung von erneuerbare Energien keinerlei Berechtigung haben.

Einstimmig beschlossen vom KLJB Bayern Landesausschuss am 9. November 2003 

Anhang

Die wichtigsten Änderungsvorschläge im Referentenentwurf der Bundes-regierung:

1. Im Bereich Windenergie wird der Basisvergütungssatz
 um 8% gekürzt und die maximale Dauer der Zahlung des erhöhten Vergütungssatzes1 von 20 auf 15 Jahre reduziert (Erklärung siehe Fußnote). Die erste Maßnahme soll dazu dienen, dass Windräder nicht an relativ windschwachen Standorten gebaut werden, die zweite Maßnahme soll die Gewinnmargen von Windrädern an sehr guten Standorten (Küste etc.) in einem vertretbaren Rahmen halten.

2. Im Bereich Wasserkraft werden jetzt unter bestimmten Bedingungen (u.a. Verbesserung der Stromausbeute) auch größere Anlagen gefördert sowie zusätzliche Fördergelder für kleine Anlagen bereitgestellt. 

3. Im Bereich Fotovoltaik wird der Vergütungssatz von 43,4 ct/kWh je nach Anlagengröße um 15,6 bzw. 11,6 ct/kWh als Ausgleich für das ausgelaufene 100.000 Dächerprogramm erhöht.

4. Erneuerbare Energie aus Biomasse und Geothermie wird jetzt auch bei Kleinanlagen gefördert.

5. Erhöhung der Transparenz bei der Veröffentlichung des eingespeisten Stroms aus erneuerbare Energien und des dabei aufgewendeten Fördervolumens.

� Tatsächlich war es auch bisher nicht so, dass sich wirklich schlechte Windkraft-Standorte wirtschaftlich gerechnet haben.


� Bei allen Standorten wird für mind. 5 Jahre der hohe Vergütungssatz pro erzeugter kWh gezahlt. Je nach Güte eines Standorts wird dieser Vergütungssatz desto länger gewährt, je windschwacher ein Standort ist (bisher max. 20 Jahre). Anschließend kommt der sog. Basisvergütungssatz zur Anwendung, soweit die max. Förderungsdauer von 20 Jahren nicht schon erreicht ist.
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